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1. Anlass und Ziel der Planung  

Der Gemeinderat der Gemeinde Greifenberg hat in seiner Sitzung am 08.12.2020 

die 3. Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans „Sondergebiet Garten- 

und Landschaftsbau am Gässelweg in Beuern“ beschlossen. Anlass für die Bebau-

ungsplanänderung ist ein Antrag auf Neubau einer Lager- und Maschinenhalle einer 

im Sondergebiet ansässigen Firma, welche sich auf dem Grundstück mit der Flur-

nummer 685, Gmkg. Beuern, befindet. Die bestehende Halle soll aus bautechni-

schen Gründen abgerissen werden. Beabsichtigt ist ein Neubau um den gewachse-

nen Anforderungen des Betriebs mit einer erhöhten Grundfläche sowie geänderten 

Wandhöhen zur besseren Ausnutzung aufgrund der Topografie gerecht zu werden. 

Zusätzlich soll auch weiterhin die Möglichkeit bestehen, sollten sich die Vorausset-

zungen für die Fortführung des Betriebes in derzeitiger Größe ändern, ein Wohn-

haus zu errichten. 

Die Änderungswünsche wurden im Rahmen der Planung geprüft. Die Gemeinde 

Greifenberg möchte das ortsansässige Gewerbe unterstützen und den beantragten 

Bereich des bereits ausgewiesenen Sondergebiets zukunftsfähig gestalten. Ziel der 

Gemeinde ist es, die Firma und die damit verbundenen Arbeitsplätze langfristig zu 

sichern, sowie die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu ermöglichen. Die Planung ist 

vorrangig unter dem Gesichtspunkt des Erhalts und der Verbesserung der Erwerbs-

struktur, der Infrastruktur und der Wirtschaftskraft für die einheimische Bevölkerung 

sowie insbesondere dem Erhalt und Ausbau von Arbeitsplätzen im Sinne von § 1 

Abs. 6 Nr. 8 BauGB zu bewerten. 

Städtebauliches Ziel ist das Einfügen der Halle in den Bebauungsbestand und das 

Gelände, damit eine beidseitige Nutzung entsprechend der jeweiligen Geländehöhe 

ermöglicht wird. Zudem wird die Teilfläche des Grundstücks mit der Flurnummer 

685, auf der sich die Halle befindet, nun vollständig der Gebietskategorie Sonder-

gebiet (SO 3) zugeordnet. Zudem werden die Grünfestsetzungen des Ursprungs-

plans an die tatsächlich umgesetzten Maßnahmen angepasst. Es erfolgt damit eine 

Anpassung der Maßnahmen entsprechend der Nutzungen des Grundstücks, abge-

stimmt auf die Erforderlichkeiten des Betriebs. 

Bei der Änderung des Plans handelt es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung 

in einem bereits bebauten Gebiet, so dass die Bebauungsplanänderung im be-

schleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt werden kann. Damit ent-

fallen die Verpflichtung zur Umweltprüfung gem. § 2 Abs.4 BauGB, die Angabe 

nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB über die verfügbaren umweltbezogenen Informatio-

nen und die zusammenfassende Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 

BauGB. 

Mit der Ausarbeitung der Planung wurde die Geschäftsstelle des Planungsverbands 

Äußerer Wirtschaftsraum München beauftragt. 
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2. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

2.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Die Gemeinde Greifenberg liegt laut Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 

im allgmeinen ländlichen Raum am Rande des Verdichtungsraumes München. 

  

Abb. 1 Ausschnitt aus der Strukturkarte des LEP 2018 

Das LEP, zuletzt geändert am 01.01.2020 nennt folgende Ziele (Z) und Grundsätze 

(G) mit Bezug auf das Vorhaben: 

1 Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung in 

Bayern 

1.1 Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit 

1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen 

(Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu 

schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu 

entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben 

zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen. 

(G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstel-

lung und Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Da-

seinsvorsorge und zur Versorgung mit Gütern geschaffen oder erhalten werden. 

1.2 Demographischer Wandel 

1.2.2 Abwanderung vermindern 

(G) Die Abwanderung der Bevölkerung soll insbesondere in denjenigen Teilräumen, 

die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, vermindert werden. 
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 (G) Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglich-

keiten  

- zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplätzen 

- […]  

genutzt werden. 

3 Siedlungsstruktur  

3.1 Flächensparen 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwick-

lung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner 

Folgen ausgerichtet werden.  

(G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksich-

tigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung  

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwick-

lung möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der 

Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. 

3.3 Vermeidung von Zersiedelung  

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere band-

artige Siedlungsstruktur sollen vermieden werden.  

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-

heiten auszuweisen. Ausnahmen sind zulässig, wenn […] 

5. Wirtschaft 

5.1 Wirtschaftsstruktur 

(G) Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für 

die leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die 

Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden. 

Berücksichtigung bei der Planung: 

Die vorliegende Planung dient der Schaffung von Arbeitsplätzen (vgl. 1.1.1 LEP, 

1.2.2 LEP) und der Verbesserung der Standortvoraussetzungen für ein mittelständi-

sches Unternehmen (vgl. 5.1 LEP), das seinen Betrieb erhalten und ausbauen will. 

Da das Unternehmen sich bereits seit 1980 an diesem Standort befindet und ca. 50-

60 Mitarbeiter beschäftigt, soll die Betriebserweiterung vor Ort ermöglicht werden. 
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2.2 Regionalplan München 

Die Gesamtfortschreibung des Regionalplanes für die Region München (Region 14), 

in Kraft getreten am 01. April 2019, nennt folgende Ziele (Z) und Grundsätze (G) mit 

Bezug auf das Vorhaben: 

B I Natürliche Lebensgrundlagen 

1. Natur und Landschaft 

1.2  Landschaftliche Vorbehaltsgebiete  

Flächen, in denen den Belangen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege besonderes Gewicht zukommt, werden als landschaftliche Vorbe-

haltsgebiete festgelegt (…). 

G 1.2.1 In den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll die Leitungsfähigkeit des 

Naturhaushalts gesichert oder wiederhergestellt werden, die Eigenart des 

Landschaftsbildes bewahrt  und die Erholungseignung der Landschaft er-

halten oder verbessert werden. 

 

Abb. 2 Ausschnitt aus der Karte 3 Landschaft und Erholung des Regionalplans München mit Kenn-
zeichnung Lage Plangebiet (rot) 

B II Siedlung und Freiraum 

1. Leitbild 

G 1.2 Die Siedlungsentwicklung soll flächensparend erfolgen. 

G 1.3 Zuwanderung soll sozial- und ökologisch verträglich gestaltet werden. 

Z 1.4 Wohnbauliche und gewerbliche Entwicklung sind aufeinander abzustim-

men. 

G 1.5 Eine enge verkehrliche Zuordnung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Ver-

sorgung und Erholung soll erreicht werden. 
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2 Regionale Wirtschaftsstruktur 

G 2.1  In allen Teilräumen der Region sollen wohnortnahe Arbeitsplätze ermög-

licht werden. 

G 2.2 Insbesondere im ländlichen Raum sollen Missverhältnisse von Arbeitsplät-

zen im Vergleich zur Bevölkerungsstärke abgemildert werden. 

3 Siedlungsentwicklung und Mobilität 

Z 3.1  Verkehrliche Erreichbarkeit, möglichst im ÖPNV, ist Grundvoraussetzung 

für die weitere Siedlungsentwicklung. 

Z 3.2  Die Nutzung bestehender Flächenpotentiale für eine stärkere Siedlungs-

entwicklung ist vorrangig auf zu Fuß oder mit dem Rad erreichbare Halte-

punkte des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV), bei angemessen ver-

dichteter Bebauung, zu konzentrieren. 

G 3.3  Die verschiedenen Verkehrsarten sollen vernetzt werden (vgl. B III G 1.4). 

Berücksichtigung bei der Planung: 

Durch detaillierte Grünfestsetzungen wird der Versiegelung der Grundstücke entge-

gen gewirkt und der Lage des Plangebiets am Ortsrand entsprochen sowie der 

Übergang zum Naturraum gestaltet. 

Die Erweiterung der Betriebe vor Ort dient zudem einer flächensparenden Sied-

lungsentwicklung sowie einer engen verkehrlichen Zuordnung von Wohnen und Ar-

beiten. Dies reduziert Pendlerverkehre, entlastet die Umwelt und entspricht der 

Nachfrage der Bevölkerung im ländlichen Raum an das Arbeitsplatzangebot. Woh-

nortnahe Arbeitsplätze sind ein wichtiger Beitrag für mehr Lebensqualität.  
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2.3 Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde Greifenberg verfügt über einen rechtswirksamen Flächennutzungs-

plan in der Fassung vom 10.11.1997, mit Bescheid des Landratsamts Landsberg 

am Lech vom 26.06.1998, Az. 610-5. Genehmigt und am 13.07.1998 bekanntge-

macht.  

 

 

Abb. 3 Ausschnitt aus dem wirksamen FNP mit Lage der 3.Änderung, ohne Maßstab 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt für das Gebiet der 3. Änderung MD 

(Dorfgebiet) und SO (Sondergebiet) Garten- und Landschaftsbau dar. Da sich im 

Plangebiet und der näheren Umgebung kein landwirtschaftlicher Betrieb befindet, 

der die Gebietskategorie MD Dorfgebiet rechtfertigen würde, wird im Bebauungs-

plan das Plangebiet der 3. Änderung als SO Garten- und Landschaftsbau festge-

setzte. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung gem. § 13 a Abs. 2 

Nr. 2 BauGB angepasst. 

2.4 Bebauungspläne und Satzungen 

Dieser Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines Geltungsbereichs die Festsetzun-

gen des Bebauungsplans Greifenberg, Sondergebiet Garten- und Landschaftsbau 

am Gässelweg in Beuern i.d.F. vom 10.10.2000, in Kraft getreten am 29.12.2000 

sowie die Festsetzungen der 2. Änderung in der Fassung vom 09.11.2015.  

Der Bebauungsplan wurde mit dem Ziel aufgestellt, die Entwicklungsmöglichkeiten 

für zwei örtliche Betriebe des Garten- und Landschaftsbaus zu sichern.  
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Am 14.06.2007 trat die 1. Änderung in der Fassung vom 03.02.2007 in Kraft. Die 

Änderung hat das Ziel, ein Betriebsleiterwohnhaus innerhalb des SO 1 zu ermögli-

chen.  

Die 2. Änderung in der Fassung vom 13.05.2015 bereitet die Bebauung im südli-

chen Bereich des MD 2 vor und sichert mittels ergänzender Festsetzungen zur Hö-

henentwicklung das Einfügen in die umgebende Bebauung. 

 

2.5 Verfahren 

Das Bebauungsplanverfahren wird als beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a 

BauGB durchgeführt. Das „beschleunigte Verfahren“ gem. § 13a BauGB kann An-

wendung finden, da die 3. Änderung des vorliegenden Bebauungsplans eine Maß-

nahme der städtebaulichen Innenentwicklung vorbereitet.  

Die Grundflächen von Gebäuden im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO werden eine 

Fläche von deutlich weniger als 20.000 m² aufweisen.  

Ausschlussgründe nach § 13a Abs. 1 Satz 4 und 5 BauGB bestehen nicht, da keine 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht und ebenso 

keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten (§ 1 Abs. 

6 Nr. 7 lit. b BauGB) bestehen.  

 

Bei Anwendung des § 13a BauGB sind die Verfahrensvorschriften des § 13 BauGB 

anzuwenden, demnach kann: 

- von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 

1 BauGB abgesehen werden  

- die Auslegung nach § 3 Abs. 2 durchgeführt werden  

-  die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 erfolgen . 

 

Es wird von der Durchführung der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem 

Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe welche Arten umweltbezogener 

Informationen nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB verfügbar sind, sowie von der zusam-

menfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgese-

hen. Die Durchführung von Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) erheblicher 

Umweltauswirkungen nach § 4c BauGB ist nicht erforderlich. 

3. Plangebiet 

3.1 Lage 

Das Plangebiet liegt am südöstlichen Ortsrand vom Ortsteil Beuern und umfasst ei-

ne Fläche von ca. 2.530 m² und die Grundstücke mit der Flurnummer 685 (TF) und 

703 (TF, Gässelweg). Das Gelände steigt innerhalb des Plangebiets von Osten 

nach Westen um knapp 2 m an und ist über den Gässelweg verkehrlich und tech-

nisch erschlossen.  
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Abb. 4 Plangebiet, ohne Maßstab, Quelle: BayernAtlas, © Bayerische Vermessungsverwaltung, 
Stand 08.2018 

3.2 Nutzungen  

Das Plangebiet und die umliegenden westlichen und östlichen Flächen sind alle ei-

nem dort ansässigen Garten- und Landschaftsbaubetrieb zugeordnet und werden 

entsprechend genutzt. Die derzeitige Nutzung des Plangebiets besteht aus einer 

Lager und Abstellnutzung mit einer Lager- und Maschinenhalle, welche durch einen 

Neubau ersetzt werden soll. Die Außenflächen werden als Lager- und Nebenflächen 

für den Garten- und Landschaftsbaubetrieb genutzt.  

3.3 Boden  

Gemäß der Übersichtsbodenkarte 1 : 25.000 aus dem BayernAtlas besteht der Bo-

den im Plangebiet fast ausschließlich aus Braunerde, gering verbreitet Parabraun-

erde aus kiesführendem Lehm (Deckschicht oder Jungmoräne) über Schluff- bis 

Lehmkies (Jungmoräne, carbonatisch, kalkalpin geprägt). 

3.4 Denkmäler 

In der näheren Umgebung des Plangebiets sind keinerlei Boden- oder Baudenkmä-

ler vorhanden. 

3.5 Grundwasser 

Im Umgriff bzw. Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung sind gemäß Lan-

desmessnetz Grundwasserstand keine Grundwassermessstellen des Landes-

grundwasserdienstes oder Messstellen Dritter vorhanden. Aussagen über den 

Grundwasserflurabstand können daher nicht getroffen werden. Das Grundwasser 

liegt nach Kenntnis der Gemeinde jedoch tiefer als eine mögliche Kellersohle.  
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3.6 Sonstiges 

Sonstige einschlägige, auf anderer gesetzlicher Grundlage getroffene Baube-

schränkungen oder Schutzgebietsausweisungen (z.B. Wasserschutzgebiete, Land-

schafts- und Naturschutzgebiete, Bauverbots-/ Baubeschränkungszonen an klassifi-

zierten Straßen) oder anderweitige gesetzlich geschützte Bereiche, welche die Be-

baubarkeit einschränken (z.B. geschützte Biotope, Bau- und Bodendenkmäler) im 

Plangebiet und seinem näheren Umfeld 

4. Planinhalte 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet ist im Ursprungsbebauungsplan als Sondergebiet Garten- und 

Landschaftsbau SO 1 und im südlichen Teil als Dorfgebiet MD 1 festgesetzt. Die 

vorliegende 3. Änderung hat zum Inhalt, dem ortsansässigen Garten- und Land-

schaftsbaubetrieb die Möglichkeit zu eröffnen, seinen Betrieb den wirtschaftlichen 

Anforderungen baulich anzupassen. Zusätzlich soll die Möglichkeit zum Bau eines 

Wohnhauses, wie es bereits im MD 1 möglich gewesen ist, erhalten bleiben. Daher 

wird das gesamte Änderungsgebiet als Sondergebiet SO 3 „Garten- und Land-

schaftsbaubetrieb“ festgesetzt, in dem  Betriebe des Garten- und Landschaftsbaus 

mit Fahrzeug- und Gerätehallen, Lager- und Abstellflächen, dem Betrieb dienende 

Werkstatt-, Büro- und Personalräume, Lagerflächen mit den dazu gehörenden Mate-

rialboxen sowie Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-

triebsinhaber und Betriebsleiter zulässig sind. Die letzteren müssen jedoch dem 

Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse un-

tergeordnet sein. Zusätzlich ist im SO 3 „Garten- und Landschaftsbaubetrieb“ ein 

Wohnhaus mit einer Grundfläche von maximal 160 m² zulässig. Das Wohnhaus 

kann als Einzelhaus oder als Doppelhaus ausgebildet werden. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die maximal zulässige Grundfläche sowie 

über die Wandhöhen in Verbindung mit einer maximal zulässigen Dachneigung 

festgesetzt. 

Die maximal zulässige Grundfläche wird gegenüber dem Ursprungsplan mit 715 m² 

auf 950 m² insgesamt für Hauptgebäude erhöht, so dass eine Erweiterung der bau-

lichen Strukturen ermöglicht wird. Es sind somit künftig insgesamt 950 m² Grundflä-

che für Hauptgebäude des Betriebes für Garten- und Landschaftsbau und für das 

Wohnhaus (max. 160 m² von der Gesamt-GR) zulässig. 

Zudem wird die Überschreitung der festgesetzten Grundfläche für gewerbliche Bau-

ten gem. Festsetzung 2.2 für Vordächer und Außentreppen um bis zu 35 v. Hundert 

erlaubt, so dass ein Spielraum entsteht, zusätzlich zum umbauten Raum überdachte 

Freiflächen als Bewegungs- und Abstellflächen zu schaffen. 

Die Grundfläche für das Wohngebäude ist auf 160 m² begrenzt  und darf durch un-

tergeordnete Bauteile, Erker, erdgeschossige Anbauten, Terrassen oder Wintergär-

ten um bis zu 20 m² überschritten werden. 

Die in § 19 Abs. 4 Nr. 1-3 BauNVO genannten Anlagen sind, wie bereits im Ur-
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sprungsplan festgesetzt, überall auf dem Grundstück, ausgenommen der privaten 

Grünflächen, zulässig. Das Gesamtmaß der Versiegelung des Grundstücks darf al-

lerdings den Wert der Gesamt-Grundflächenzahl von 0,8 nicht übersteigen. 

Die bisherige Wandhöhe von 4,50 m lässt wenig Spielraum für eine zweigeschossi-

ge Nutzung, dies soll in vorliegender Änderung zur besseren Ausnutzung der Ge-

gebenheiten angepasst werden. Da das Gelände im Plangebiet von Osten nach 

Westen um knapp 2 m ansteigt, soll künftig die Steigung des Geländes zur beidsei-

tigen Erschließung der Gebäulichkeiten des Garten- und Landschaftsbaubetriebs-

genutzt werden können. Dementsprechend wird die Wandhöhe für Betriebsgebäu-

de, auf den Erdgeschoss-Rohfußboden bezogen, mit max. 7,0 m festgesetzt, so 

dass eine Erschließung des Gebäudes auf der Westseite auf Obergeschoßniveau 

möglich ist. Eine zweigeschossige Nutzung des Baukörpers ist somit zulässig.  

Für das zulässige Wohngebäude wird angelehnt an die 1. Änderung des Bebau-

ungsplans die Wandhöhe auf max. 6,50 m festgesetzt. 

Die Höhen werden bezogen auf den Höhenpunkt im nördlichen Bereich des Grund-

stücks, dessen Höhe auf 581,20 m ü NHN festgelegt ist. Die OK Erdgeschoß-

Rohfußboden darf max. 0,2 m über diesem Punkt liegen. 

4.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche und Zahl der Wohneinheiten 

Es wird die offene Bauweise festgesetzt. Abweichend hierzu jedoch sind Baukörper 

über 50 m Länge zulässig, so dass hier ein langgestreckter, zusammenhängender 

Baukörper im Bauraum zulässig ist, der den Grundstückszuschnitt effizient ausnut-

zen kann.  Das zulässige Wohnhaus kann als Einzelhaus oder als Doppelhaushälfte 

ausgebildet werden, wobei im Einzelhaus zwei Wohneinheiten, pro Doppelhaushälf-

te je eine Wohneinheit zulässig ist. 

4.4 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 

Garagen sind aufgrund des großzügig gestalteten Bauraums nur innerhalb der Bau-

grenzen zulässig. Offene Stellplätze können jedoch auf dem gesamten Grundstück 

ausgenommen auf den privaten Grünflächen hergestellt werden. Die Gesamt-

Grundflächenzahl von 0,8 ist hierbei zu beachten. 

4.5 Bauliche Gestaltung  

Die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung wie Dachneigung, Firsthöhe und  

-richtung lehnen sich weitestgehend an den Ursprungsbebauungsplan an. Die 

Dachneigung für betriebliche Gebäude wird ebenfalls mit 6-23° angegeben, zulässi-

ge Dachformen sind Sattel- und Pultdächer. Ebenfalls wird die Festsetzung zu Höhe 

und Aufstellung von Materialboxen übernommen. Als Materialboxen sind Lager-

kompartimente zu verstehen, die an mindestens 3 Seiten umschlossen sind und der 

Lagerung betriebstypischer Baumaterialien wie Sand, Kies, Pflaster, etc. dienen.  

Die Dachneigung für das zulässige Wohnhaus wird mit 23°-28°angegeben und lehnt 

sich an die Festsetzung der 1. Änderung des Bebauungsplans an. Als Dachform ist 

ausschließlich ein Satteldach zulässig.  
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4.6 Verkehr und Erschließung 

Die verkehrliche und technische Erschließung erfolgt von Norden über den Gässel-

weg. 

Anschluss an die zentrale Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung (Wasserlei-

tung und Schmutzwasserkanal) Leitungsführung und Dimensionierung (unter Be-

rücksichtigung der Löschwasserversorgung) sind ggf. in nachfolgenden Ingenieur-

planungen dem gültigen Regelwerk entsprechend, zu planen.  

4.6.1 Oberflächenwasserbeseitigung 

Von den einzelnen Bauwerbern ist zu prüfen, ob die Niederschlagswasserfreistel-

lungsverordnung (NWFreiV) Anwendung findet oder ob eine erlaubnispflichtige Be-

nutzung vorliegt. Die Anforderungen an das erlaubnisfreie schadlose Versickern von 

Niederschlagswasser sind der NWFreiV und den dazugehörigen technischen Re-

geln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 

Grundwasser (TRENGW) zu entnehmen. Anfallendes unverschmutztes Nieder-

schlagswasser ist bevorzugt oberflächig über die belebte Bodenzone zu versickern. 

Bei Bau und Betrieb der Versickerungsanlagen sind die Merkblätter DWA M 153 

und DWA-A 138 zu beachten. 

Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauchwasser 

zur Gartenbewässerung und Toilettenspülung wird hingewiesen. Der Bau von Re-

genwassernutzungsanlagen ist dem Landratsamt und dem Wasserversorger anzu-

zeigen (§ 13 Abs. 3 TrinkwV; § 3 Abs. 2 AVBWasserV). Es ist sicherzustellen, dass 

keine Rückwirkungen auf das öffentliche Wasserversorgungsnetz entstehen. 

In Folge von vermehrt auftretenden Starkregenereignissen kann es zu wild abflie-

ßendem Oberflächenwasser kommen. Es wird daher empfohlen, Gebäude bis zu 

0,25 m über natürlichen Gelände wasserdicht auszubilden 

4.7 Grünordnung, Eingriff, Ausgleich, Artenschutz 

4.7.1 Festsetzungen zur Grünordnung 

Der Ursprungsbebauungsplan SO Garten und Landschaftsbau am Gässelweg 

nennt als Ziele die Erhaltung von Gehölzbeständen, Eingrünung der Baubereiche, 

Freihaltung und Sicherung eines Pufferstreifens entlang des Garnbachs sowie die 

Schaffung eines Spazierwegs. Da sich die gegenständliche Änderung nur auf einen 

Teilbereich des Gebietes beschränkt, bleiben die genannten Ziele weitgehend un-

verändert bestehen.  

Das gegenständliche Plangebiet wird betrieblich auf allen Flächen von der dort an-

sässigen Garten- und Landschaftsbaufirma genutzt. Aufgrund dessen möchte der 

Betrieb mittels eines Neubaus einer Lager- und Maschinenhalle seinen Betrieb den 

aktuellen Erfordernissen anpassen. Die neue Halle soll beidseitig von Westen wie 

von Osten anfahrbar werden. 

Im Ursprungsplan sind diverse Bestandsbäume westlich der Halle zum Erhalt fest-

gesetzt, die aber aufgrund der Betriebsabläufe bereits zum jetzigen Zeitpunkt nicht 

mehr bestehen. Lediglich drei größere Bestandsbäume sind derzeit auf dem Grund-

stück noch erhalten, welche weiterhin in der vorliegenden Planung zum Erhalt fest-
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gesetzt sind. Auf konkrete Vorgaben zu neuen Standorten für Baumpflanzungen 

wurde aufgrund nicht abschließend bestimmbarer Betriebsabläufe verzichtet. 

Pflanzgebote (ein gebietseigener standortgerechter Laubbaum, Obstbaum oder 

zwei Sträucher pro angef. 300 m² Grundstücksfläche) ergänzt durch eine Ersatz-

pflicht bei Ausfall, die ein zukünftig mindestens gleich bleibendes Grünvolumen si-

cherstellen, tragen jedoch dem Gebot zur Eingriffsminimierung Rechnung und sind 

daher im Grundsatz gerechtfertigt. Die Pflanzgebote werden konkretisiert durch eine 

Artenliste, um den ökologischen Wert der Pflanzungen sicherzustellen. Zusätzlich 

sollen öffnungslose Fassaden begrünt werden. Dies wird ebenfalls durch eine Ar-

tenliste konkretisiert. 

Im Bestandsbebauungsplan wurde der Eingrünung der Grundstücke und der 

Durchgrünung des Gebietes u.a. aufgrund der Ortsrandlage aber auch wegen der 

Lage im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet ein hoher Stellenwert eingeräumt. Da 

durch Betriebsabläufe und –erweiterungen die im Ursprungsbebauungsplan festge-

setzten Bestandsbäume im Westen des vorliegenden Plangebiets nicht mehr vor-

handen sind und auch sonst wenig Spielraum für grünordnerische Festsetzungen 

auf der Grundstücksfläche besteht, wird zur Sicherstellung und Aufwertung der 

Grünstrukturen ein extensives Gründach festgesetzt. 80 % der Dachflächen sind 

somit extensiv zu begrünen. Zudem soll 50 % der Fläche mit Niveauunterschieden 

durch verschieden hohes Bodensubstrat vorgesehen werden, um hier eine größere 

Diversität der Lebensräume für Tiere wie z.B. Bodenbrüter zu ermöglichen. Von ei-

ner Begrünung kann abgesehen werden, wenn die Dachflächen für Solarthermie 

oder Photovoltaik genutzt werden. 

Darüber hinaus ist die Außenbeleuchtung insektenfreundlich durch LED-Leuchten 

oder Natriumdampflampen zu gestalten. Dies ist mit der Lage am Ortstrand und im 

Übergang zu einem sensiblen Naturraum (Garnbachtal) zu begründen. 

Zur Sicherstellung der Austauschbeziehungen für Kleinsäuger, z.B. Igel, ist die 

Durchlässigkeit durch Bodenfreiheit von Einfriedungen festgesetzt.  

4.7.2 Spezieller Artenschutz (Verbotstatbestände) und Umweltbelange 

Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 

genannten Schutzgüter, dabei handelt es sich um die Erhaltungsziele und Schutz-

zwecke der Natura 2000-Gebiete, liegen nicht vor. 

 

Zudem liegen der Gemeinde derzeit keine Hinweise auf das Vorkommen besonders 

geschützter Arten vor, sodass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände (§ 44 

BNatSchG) im Hinblick auf die in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG 

aufgeführten Tierarten aller Wahrscheinlichkeit nicht berührt sind. Zudem kann – 

insbesondere auch für europäische Vogelarten – die ökologische Funktion der von 

dem Bebauungsplan betroffenen Fläche durch die angrenzenden gleichartig genutz-

ten Flächen und damit im engen räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wer-

den. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind jedoch 

stets zu beachten. 

4.8 Klimaschutz, Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel  

Der Klimaschutz ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen in der Abwägung zu be-
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rücksichtigen. Den Erfordernissen des Klimaschutzes ist sowohl durch Maßnahmen, 

die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung 

an den Klimawandel dienen, Rechnung zu tragen.  

Wichtigste Handlungsfelder sind damit die Anpassung an zukünftige klimawandel-

bedingte Extremwetterereignisse und Maßnahmen zum Schutz des Klimas, wie die 

Verringerung des CO2-Ausstoßes und die Bindung von CO2 aus der Atmosphäre 

durch Vegetation.  

Die nachfolgende Tabelle fasst Planungsziele und Festsetzungen mit klimabezoge-

nen Aspekten als Ergebnis der Abwägung zusammen: 

Maßnahmen zur Anpassung an den 

Klimawandel 

Berücksichtigung 

Hitzebelastung  

(z.B. Baumaterialien, Topografie, Bebau-

ungsstruktur, vorherrschende Wetterlagen, 

Freiflächen ohne Emissionen, Gewässer, 

Grünflächen mit niedriger Vegetation, an 

Hitze angepasste Fahrbahnbeläge) 

Fassadenbegrünung, dadurch Verringerung der 

Aufheizung von Gebäuden und versiegelten 

Flächen durch Verschattung und Erhöhung der 

Verdunstung und Luftfeuchtigkeit  

Extreme Niederschläge  

(z.B. Versiegelung, Kapazität der Infrastruk-

tur, Retentionsflächen, Anpassung der 

Kanalisation, Sicherung privater und 

öffentlicher Gebäude, Beseitigung von 

Abflusshindernissen, Bodenschutz, 

Hochwasserschutz) 

Verwendung wasserdurchlässiger Beläge im 

Bereich von Stellplätzen und Zufahrten, dadurch 

Minimierung des Abflusses von Regenwasser aus 

dem Baugebiet 

Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegen wirken (Klimaschutz) 

Berücksichtigung 

Energieeinsparung/ Nutzung regenerativer 

Energien 

(z.B. Wärmedämmung, Nutzung erneuerba-

rer Energien, installierbare erneuerbare 

Energieanlagen, Anschluss an Fernwärme-

netz, Verbesserung der Verkehrssituation, 

Anbindung an ÖPNV, Radwegenetz, 

Strahlungsbilanz: Reflexion und Absorption) 

kompakte Bauweise, dadurch Reduzierung des 

Flächenverbrauchs, Ressourcen schonende 

Innenentwicklung durch Überplanung eines 

vorhandenen Gebäudebestandes, dadurch 

Verhinderung einer Flächeninanspruchnahme im 

Außenbereich mit dem Erfordernis neuer Erschlie-

ßungsmaßnahmen, überwiegende West-Ost-

Ausrichtung der Gebäude und Festsetzung 

günstiger Dachformen, dadurch Verbesserung der 

Voraussetzungen für die Nutzung von Solarenergie 

Vermeidung von CO2 Emissionen durch MIV 

und Förderung der CO2 Bindung  

(z.B. Treibhausgase, Verbrennungsprozesse 

in privaten Haushalten, Industrie, Verkehr, 

CO2 neutrale Materialien) 

Förderung der CO2-Bindung durch Nachpflanzung 

von Gehölzen, geringe gegenseitige Verschattung 

von Gebäuden, dadurch bessere Nutzung 

natürlicher Wärme 

 

4.9 Altlasten, Bodenschutz 

Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Dateninformationssys-

tems (ABuDIS) für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine gefahrenverdäch-

tigen Flächen mit erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotenzia-

le bekannt, die in negativer Weise auf das Schutzgut Boden-Mensch und Boden 

Grundwasser im Geltungsbereich der o.g. Bebauungsplanes einwirken können. 

Sollten beim Aushub verdächtige Materialien oder schädliche Bodenveränderun-
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gen/Altlasten gefunden werden, wird auf die unverzügliche Mitteilungspflicht gem. 

Art. 1 BayBodSchG an die zuständige Behörde hingewiesen. Die weiteren Maß-

nahmen wie Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und Art. 26 

BayAbfG i.V.m. § 10 Abs. 2 Nrn. 5 - 8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- 

und Entsorgungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 Nachweisverordnung 

und ggfs. nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen nach 10 Abs. 1 S. 1 

i.V.m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unteren Abfall-/Bodenschutzbehörde ab-

zustimmen. 

Bei erforderlichen Erdbewegungen ist der Mutterboden innerhalb des Grundstücks 

fachgerecht zur Wiederverwendung zwischenzulagern. Mutterboden ist nach § 202 

BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu 

schützen. Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter Unterboden 

sind möglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu verwerten.  

Es wird empfohlen, hierfür von einem geeigneten Fachbüro ein Verwertungskonzept 

erstellen zu lassen. 

4.10 Flächenbilanz 

 

Nutzung Fläche in qm  Fläche in % 

Geltungsbereich 2.530 100 

Grundstücksfläche innerhalb Geltungsb. 2.334 92 

Baufläche 2.218 87 

Private Grünfläche  116 5 

Öffentliche Verkehrsfläche 196 8 

GR 950 qm 

GRZ 0,43  

 

5. Alternativen 

Alternative Planungsmöglichkeiten wurden nicht in Betracht gezogen, da es sich um 

die Erweiterung bzw. bauliche Anpassung eines bereits bestehenden Betriebs an 

gleicher Stelle handelt und keine neuen Flächen in Anspruch genommen werden 

müssen. 

 

 Gemeinde Greifenberg, den  ...............................................................  

 

   ..........................................................................................  

  Patricia Müller, Erste Bürgermeisterin 

 


